	Buchführungspflichten


I.
Rechtliche Grundlagen

Handelsrecht

Ein Kaufmann ist verpflichtet, zu Beginn seines Handelsgewerbes ein genaues Verzeichnis über seine Grundstücke, seine Forderungen und Schulden, den Betrag seines baren Geldes sowie seine sonstigen Vermögenswerte zu erstellen und dabei den Wert der einzelnen Vermögensgegen​stände und der Schulden anzugeben (§ 240 Abs. 1 HGB).

Über § 238 HGB wird jeder Kaufmann weiter verpflichtet, Bücher zu führen und in diesen seine Handelsgeschäfte und die Lage seines Vermögens nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung ersichtlich zu machen. Die Buchführung muss dabei so beschaffen sein, dass sie einem sachkundigen Dritten innerhalb einer angemessenen Zeit einen Überblick über die Geschäftsvorfälle und die Lage des Unternehmens vermitteln kann.

Kaufmann nach neuem Recht

Durch das Gesetz vom 22.06.1998 (BGBl I, 1474) zur Neuregelung des Kaufmanns- und Firmenrechts und zur Änderung anderer handels- und gesellschaftsrechtlicher Vorschriften (Han​dels​rechtsreformgesetz – HRefG) ist der Kaufmannsbegriff an das moderne Wirtschaftsleben angepasst und vereinfacht worden. Danach ist Kaufmann jeder, der ein Handelsgewerbe betreibt (§ 1 Abs. 1 HGB). Als Handelsgewerbe wiederum gilt jeder Gewerbetreibende und jedes gewerbliche Unternehmen, dessen Unternehmen nach Art und Umfang einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordert. Durch die Neufassung wurde erreicht, dass seit dem 01.07.1998 ein einheitlicher Kaufmannsbegriff besteht. Unternehmen, die die Voraussetzungen der §§ 1 oder 2 HGB erfüllen, gelten nunmehr als Musskaufleute.

Kleingewerbetreibende, deren Unternehmen nach Art und Umfang keinen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordern, können die Kaufmannseigenschaft nur noch durch die Eintragung ins Handelsregister erreichen. Sie gelten mit der Eintragung als Kannkaufleute.

Übersicht:

	Kaufmann i.S.d. Handelsrechts




	Gewerbetreibende, deren Unternehmen einen nach kaufmännischer Weise eingerichteten Gewerbebetrieb erfordert




(§ 1 Abs. 2 HGB
	Kleingewerbetreibende, deren Unternehmen einen in kaufmän​nischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb nicht erfordert, die jedoch im Han​delsregister eingetragen sind


(§ 2 HGB
	rechtliche Gebilde, die kraft Gesetzes und ohne Rücksicht auf den Umfang des Geschäftsbetriebs oder den Gegenstand des Unternehmens als Vollkaufleute anzusehen sind

(§ 6 Abs. 2 HGB

	 = Musskaufmann)
	 = Kannkaufmann)
	 = Formkaufleute)


Scheinkaufleute i.S.d. § 5 HGB sind auch dann nicht buchführungspflichtig, wenn sie im Handelsregister eingetragen sind. Als Scheinkaufleute werden rechtliche Gebilde bezeichnet, die unberechtigterweise ins Handelsregister eingetragen sind. Die Eintragung im Handelsregister bewirkt allerdings, dass das Gebilde nach den Vorschriften für Kaufleute handeln muss und damit die verschärften Vorschriften des HGB, z.B. im Bereich der Mängelrüge (§ 377 HGB), gegen sich gelten lassen muss. Kleingewerbetreibende, die sich in das Handelsregister eintragen lassen, müssen sich allerdings auch im Hinblick auf die Buchführung wie Kaufleute behandeln lassen und daher entsprechende Bücher führen und Abschlüsse machen.

Bei der Beurteilung der Kaufmannseigenschaft kommt dem Begriff des Handelsgewerbes eine wesentliche Rolle zu. Als Handelsgewerbe gilt dabei jede selbständige, erkennbare und nachhaltige Betätigung, die mit Gewinnerzielungsabsicht unternommen wird und sich als eine Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr darstellt. Voraussetzung ist allerdings, dass die Tätigkeit nicht als die Ausübung eines freien Berufs oder als Ausübung von Land- und Forstwirtschaft (vgl. zur Abgrenzung R 15.5 EStR 2006) anzusehen ist. Der handelsrechtliche Begriff des Handelsgewerbes ist damit im Wesentlichen mit dem steuerrechtlichen Begriff des Gewerbebetriebs identisch, so dass die steuerlichen Abgrenzungskriterien auch im Handelsrecht angewandt werden können (vgl. Abschn. 11 GewStR 1998, R 15.1 EStR 2006).

Steuerrecht

Die Buchführungspflicht nach steuerrechtlichen Vorschriften ergibt sich aus §§ 140, 141 AO. Wer beispielsweise nach HGB verpflichtet ist, Bücher zu führen, muss dies auch für steuerliche Zwecke tun (§ 140 AO).

Neben dieser Verknüpfung zwischen Handels- und Steuerrecht bestimmt die Abgabenordnung auch noch originär eine Steuerpflicht nach § 141 AO.

II.
Checkliste Buchführungspflichten

Buchführungspflichtgrenzen (§ 141 AO)

	
	ab 01.01.2008

(für Einzelkaufleute)
	ab 01.01.2016

(für Einzelkaufleute)
	ab 01.01.2024

(für Einzelkaufleute)

	Umsatzgrenze
	500.000 €
	600.000 €
	800.000 €

	Wirtschaftswert LuF
	25.000 €
	25.000 €
	25.000 €

	Gewinn aus Gewerbebetrieb
	50.000 €
	60.000 €
	80.000 €

	Gewinn aus LuF
	50.000 €
	60.000 €
	80.000 €


Die Verpflichtung ist vom Beginn des Wirtschaftsjahres an zu erfüllen, das auf die Information des Finanzamts an den Betrieb über den Beginn der Verpflichtung erfolgt. Insoweit besteht bis dahin kein Handlungsbedarf.

Die Verpflichtung, für steuerliche Zwecke Bücher zu führen, ist aber an die ausdrückliche Feststellung des Finanzamts gebunden, die mit der Bekanntgabe des entsprechenden Verwaltungsakts (Aufforderung, Bücher zu führen) wirksam wird.

Beginn und Ende der Buchführungspflicht

Jeweils mit Beginn des Wirtschaftsjahres, das der Bekanntgabe des verpflichtenden bzw. belastenden Verwaltungsakts (Aufforderung) folgt (§ 141 Abs. 2 AO).

Übergreifende Bestimmung

Nach § 141 Abs. 1 Satz 2 AO gelten folgende Vorschriften des HGB ebenfalls im Steuerrecht:

· § 238 HGB
Aufzeichnungspflichten, Buchführungspflicht

· §§ 240–242 HGB
Inventar


Inventurvereinfachungen


Aufstellungspflicht für Bilanz

· §§ 243–256 HGB
Bewertungsvorschriften

Die Einnahmenüberschussrechnung kann im Einzelfall dem Unternehmer jedoch erhebliche steuerliche- und finanzielle Nachteile bringen. Dies gilt es im konkreten Fall abzuwägen und zu bewerten:

Hier einige Nachteile der Einnahmenüberschussrechnung gegenüber einer Buchhaltung mit Bilanzierung:

–
Die Einnahmenüberschussrechnung ergibt keinen Überblick über die tatsächliche wirtschaftliche Situation des Unternehmers. Es fehlen wesentliche Informationen wie die Höhe der Forderungen und Verbindlichkeiten, die Entwicklung des Eigenkapitals, die Bestände an Waren und unfertigen und noch nicht abgerechneten Leistungen und die Abgrenzung zu den anderen Wirtschaftsjahren.

–
Die Bildung von Rückstellungen für Verbindlichkeiten, die dem Grunde nach, aber nicht der Höhe nach bekannt sind, ist nicht möglich. Forderungen und Verbindlichkeiten haben keine Auswirkung auf das Ergebnis der Einnahmenüberschussrechnung, da sich diese nur am Zahlungsfluss orientiert.

–
Ein Jahresabschluss in Form einer Einnahmenüberschussrechnung ist als Grundlage für Bank-/Finanzierungsgespräche, d.h. zur Beurteilung der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens, nicht geeignet. Die Geldgeber fordern dann weitere aufwendige zusätzliche Aufstellungen und Berechnungen.

–
Jährlich erhebliche Gewinnschwankungen führen zu einer höheren Steuerbelastung.
–
Bestimmte Steuervergünstigungen können bei einer Gewinnermittlung im Rahmen der Einnahmenüberschussrechnung nicht in Anspruch genommen werden:

–
Die Anwendung des günstigeren Steuersatzes für Gewinne, die im Unternehmen ab 2008 verbleiben, ist nicht möglich.

–
Der neue Investitionsabzugsbetrag kann nur bis zu einem Gewinn von 200.000 € in Anspruch genommen werden. Dies benachteiligt insbesondere Freiberuflersozietäten.

Der freiwillige Übergang zur Bilanzierung ist möglich. An den Wechsel ist der Unternehmer drei Jahre gebunden.
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